
Eines der größten Vorur-
teile über Politik ist, dass 
es keine Unterschiede 
mehr gebe. Im Bereich 
der Gesundheitspolitik 
kann dies nun wirklich 
niemand mehr behaup-
ten. Zunächst hatten 
SPD/Grüne ein umfas-
sendes Gesetz zur Mo-
dernisierung des Gesund-
heitssystems vorgelegt. 
Nachdem sich jetzt auch 
CDU/CSU nach langem 
Streit und bei verbleiben-
dem Protest des gesund-
heitspolitischen Spre-
chers Seehofer auf ein 
Konzept geeinigt haben, 
liegen die Alternativen auf 
dem Tisch. 

Beide Entwürfe nehmen 
den Reformbedarf ernst, 
wenn auch das Paket der 
CDU/CSU als Opposition 
bei weitem nicht den aus-
reichenden Einsparungs-
effekt bringt. Jetzt kön-
nen die Bürgerinnen und 
Bürger die Alternativen 
vergleichen.  

Meine Einschätzung der 
entscheidenden Unter-
schiede: 

CDU/CSU wollen die Pa-
tienten alle Leistungen im 
Gesundheitsbereich mit 
10% bezahlen lassen, 

bis zu einer Obergrenze 
des Einkommens. SPD/
Grüne schlagen dagegen 
vor, den direkten Fach-
arztbesuch mit 15 Euro 
zu berechnen, bei einer 
Verweisung durch den 
Hausarzt als „Lotse im 
System“ dagegen keine 
Eigenbeteiligung zu ver-
langen. In diesem Fall 
sollen sogar die derzeiti-
gen Zuzahlungen zu Me-
dikamenten gesenkt wer-
den. Dadurch soll das „
Facharzt-Hopping“ mit 
Mehrfachbehandlungen 
vermieden werden. Im 
CDU/CSU-Modell hat der 
Kranke keine Wahl, sei-
ne Kosten zu optimieren. 
Außerdem ist zu befürch-
ten, dass dann oft zu lan-
ge mit einem Arztbesuch 
gewartet wird und die so 
auftretenden stärkeren 
Erkrankungen sogar zu 
mehr Kosten führen wird. 

SPD/Grüne wollen zur 
Senkung der Kassenbei-
träge das Krankengeld 
nur noch durch die Versi-
cherten bezahlen lassen. 
Eine schwierige Ent-
scheidung, die aber zu 
keinen unzumutbaren Be-
lastungen führen wird, 
weil es weiter eine ver-
pflichtende und solidari-

sche Versicherung sein 
wird. Die Jungen und 
Besserverdienenden ü-
bernehmen also ein Teil 
des Risikos der Älteren 
und Geringverdiener. Die 
Alternative der CDU/CSU, 
Zahnersatz ganz aus der 
Krankenversicherung zu 
nehmen, beendet die So-
lidarität in diesem Be-
reich. In Deutschland 
könnte man dann wieder 
von der Zahl der Zahnlü-
cken auf den Geldbeutel 
schließen. 

Meine letzte Kritik am 
Entwurf der CDU/CSU: 
Anders als SPD/Grüne 
wollen CDU/CSU nicht 
mit ungerechtfertigten 
Monopolen und Privile-
gien im Gesundheitssek-
tor aufräumen. SPD/
Grüne wollen das Mono-
pol der kassenärztlichen 
Vereinigungen brechen, 
das Apothekerprivileg be-
seitigen, über die Positiv-
liste überteuerte Medika-
mente ausschließen und 
über das Institut zur Qua-
lität in der Gesundheits-
versorgung Ärzte zur An-
wendung der modernsten 
Behandlungen drängen. 
All das fehlt bei CDU/
CSU. 
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Änderung der Handwerksordnung 

Mit dem Gesetzent-
wurf zur Änderung der 
H a n d w erksordnung 
und zur Förderung 
von Kleinunterneh-
men, der sog. kleinen 
Novelle der Hand-
w erksordnung, wird 
der zweite Baustein 
des Ich-AG-Konzeptes 
gesetzgeberisch um-
gesetzt. Die Änderung 
der Handwerksord-
nung wird viele Un-
klarheiten der Ausle-
gung der Handwerks-
ordnung und noch 
mehr Ungereimtheiten 
bei ihrer Ausführung 
beseitigen. 
 
Die Ich-AG's und andere 
Existenzgründer brau-
chen Rechts- und Pla-
nungssicherheit, wenn 
sie sich eine Geschäfts-
idee überlegen. Der 
Start in die Selbststän-
digkeit soll dadurch er-
leichtert werden, dass 

klargestellt wird, dass in 
zwei bis drei Monaten 
erlernbare Tätigkeiten 
keine wesentlichen Tä-
tigkeiten eines Gewer-
bes im Sinne der Hand-
werksordnung sind. 
Durch die geltende 
Handwerksordnung und 
deren rigide Auslegung 
werden dringend er-
wünschte Existenz-
gründungen erheb-
lich erschwert. 
A b m ahnun-
gen, Buß-
gelder und 
B e t r i e b s -
s c hließungen 
hemmen Gründun-
gen und haben 
nachteilige Folgen für 
Verbraucher und Wett-
bewerb. 
 
Die kleine Novelle  
 
In dem Gesetzentwurf 
wird klargestellt, welche 
Tätigkeiten nicht zum 

Kernbereich eines Hand-
werks gehören. Dazu 
zählen insbesondere 
"einfache", das heißt in 
kurzer Zeit (jedenfalls 
zwei bis drei Monate) er-
lernbare Tätigkeiten. Ziel 
dieser Klarstellung ist, 
dass einfache Tätigkei-
ten von jedermann, also 
nicht nur von Hand-
werksbetrieben, ausge-
übt werden dürfen und 

damit möglichst rasch 
auch für eine selb-

ständige Tätig-
keit der Ich-AG 

zur Verfügung ste-
hen. Damit wird die 

seit mehr als 10 Jahren 
( 1992) bestehende 
h ö c h s t r i c h t e r l i c h e 
Rechtsprechung, die 
bisher in der täglichen 
Praxis nicht beachtet 
wurde, in die Hand-
werksordnung übernom-
men.  
 
 

Die große Novelle  
 
Mit der kleinen Novelle 
der Handwerksordnung 
eröffnen wir zugleich die 
Diskussion um die gro-
ße Novelle der Hand-
werksordnung. Die Vor-
lage des Regierungsent-
wurfes wurde bereits am 
28. Mai 2003 im Kabi-
nett beschlossen. Die 
große Novelle wird das 
Handwerksrecht zu-
kunftssicher und europa-
fest machen. 
 
Weitere Informationen 
und Gesetzentwürfe sind 
zu finden auf der Inter-
netseite des Bundeswirt-
schaftsministeriums: 
 
www.bmwi.de/
Homepage/Politikfelder/
Branchenfocus/
Handwerk/handwerk.
jsp#hwo 




